
 

 
 

 
 

 
 

N E W S L E T T E R 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Steuerberatung/Private Steuern: Pflicht zur Zustimmung zur Zusammenveranlagung nach Trennung der Ehegatten  

   

____________________________________ 

 

Ein Ehepartner ist auch nach der Trennung dem anderen 
gegenüber verpflichtet, in eine von diesem für die Zeit 
des Zusammenlebens gewünschte Zusammenveranla-
gung zur Einkommensteuer einzuwilligen, wenn dadurch 
dessen Steuerschuld verringert wird und der auf Zustim-
mung in Anspruch genommene Ehepartner keiner zu-
sätzlichen steuerlichen Belastung ausgesetzt ist. 
 
 
Hintergrund 

 
Ehegatten können für die Einkommensbesteuerung ge-
mäß § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG statt der Einzelveranla-
gung (§ 26a EStG) zwischen auch die Zusammenveran-
lagung (§ 26b EStG) wählen, wenn 
 

 die beide Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig 
sind, 

 sie nicht während des gesamten Veranlagungszeit-
raumes dauernd getrennt leben und 

 bei denen diese Voraussetzungen zu Beginn des 
Veranlagungszeitraums vorgelegen haben oder im 
Laufe des Veranlagungszeitraums eingetreten 
sind. 

 
Bei einer Zusammenveranlagung werden zwar die Ein-
künfte auch getrennte ermittelt, allerdings werden Son-
derausgaben, außergewöhnliche Belastungen und das 
zu versteuernden Einkommen gemeinschaftlich beur-
teilt. Damit wird bei der Zusammenveranlagung der 
Nachteil des progressiven Steuersatzes reduziert, und 
zwar umso mehr, je unterschiedlicher die Einkünfte der 
Ehegatten sind. Insgesamt zahlen die Ehegatten daher 
weniger Einkommensteuer als bei einer Einzelveranla-
gung.  
 
Nur wenn die Eheleute ein gleich hohes zu versteuern-
des Einkommen haben, führen Einzelveranlagung und 
Zusammenveranlagung zum selben Ergebnis. Ggf. kann 
die Einzelveranlagung vorzuziehen sein, wenn einer der 
Ehegatten einen Verlust erzielt hat. 
 

Das OLG Koblenz hatte mit Beschluss vom 14.1.2020 
(Az. 13 UF 617/18) zu entscheiden, ob auch nach der 
Trennung der Ehegatten die Verpflichtung besteht, in 
eine für die Zeit des Zusammenlebens gewünschte 
Zusammenveranlagung zur Einkommenssteuer einzu-
willigen, um die Steuerlast zu senken. 
 
 
Urteil des Oberlandesgerichts Koblenz 

 
Seinen Beschluss fasst das OLG Koblenz in der Presse-
mitteilung vom 14.1.2020 wie folgt zusammen: 
 

„Ein Ehepartner ist auch nach der Trennung dem ande-
ren gegenüber verpflichtet, in eine von diesem für die 
Zeit des Zusammenlebens gewünschte Zusammenver-
anlagung zur Einkommensteuer einzuwilligen, wenn 
dadurch dessen Steuerschuld verringert wird und der auf 
Zustimmung in Anspruch genommene Ehepartner kei-
ner zusätzlichen steuerlichen Belastung ausgesetzt ist. 
Denn Ehepartner sind einander grundsätzlich verpflich-
tet, die finanziellen Lasten des anderen nach Möglichkeit 
zu vermindern, soweit dies ohne eine Verletzung eigener 
Interessen möglich ist. Hingegen kann ein Ehepartner 
nicht wegen des Scheiterns der Ehe von dem anderen 
den Betrag ersetzt verlangen, den er nach der im Ver-
gleich zur getrennten Veranlagung ungünstigeren Lohn-
steuerklasse V zuvor mehr gezahlt hat. Das hat der 13. 
Zivilsenat des Oberlandesgerichts Koblenz entschieden 
(Beschluss vom 12.6.2019, Az. 13 UF 617/18) und die 
erstinstanzliche Entscheidung des Amtsgerichts – Fami-
liengericht – Lahnstein insoweit abgeändert. 
 
Das Familiengericht hatte eine Verpflichtung, der ge-
meinsamen Veranlagung zuzustimmen zumindest für 
den Fall verneint, wenn dem auf Zustimmung in An-
spruch genommenen Ehepartner im Gegenzug ein Aus-
gleichsanspruch entstünde, weil sein Einkommen durch 
die gemeinsame Veranlagung nach einer Lohnsteuer-
klasse besteuert würde, die sich im Vergleich zur Be-
steuerung bei getrennter Veranlagung ungünstiger aus-
wirkt (sogenannter dolo agit-Einwand: Arglistig handelt, 



 
 
 
 

© STEHR STADLER LINDNER PICHLER Seite 2/3 
 

wer etwas verlangt, das er augenblicklich zurückgeben 
muss). 
 
Dieser Argumentation ist der Senat entgegengetreten. 
Aus dem Wesen der Ehe ergebe sich für beide Ehepart-
ner die Verpflichtung, die finanziellen Lasten des ande-
ren Teils nach Möglichkeit zu vermindern, soweit dies 
ohne eine Verletzung der eigenen Interessen möglich 
sei. Ein Ehepartner sei daher dem anderen gegenüber 
verpflichtet, in eine Zusammenveranlagung zur Einkom-
mensteuer einzuwilligen, wenn dadurch die Steuer-
schuld des anderen verringert werde und der auf Zustim-
mung in Anspruch genommene Ehepartner keiner zu-
sätzlichen steuerlichen Belastung ausgesetzt werde. 
Das gelte auch bei getrenntlebenden Ehepartnern, wenn 
noch eine Zusammenveranlagung für die Zeit des Zu-
sammenlebens verlangt werde. Hingegen könne ein 
Ehepartner grundsätzlich nicht wegen des Scheiterns 
der Ehe von dem anderen den Mehrbetrag ersetzt ver-
langen, den er zuvor nach der im Vergleich zur Besteu-
erung bei getrennter Veranlagung ungünstigeren Lohn-
steuerklasse V mehr gezahlt hat. Denn der ehelichen Le-
bensgemeinschaft liege die Auffassung zugrunde, mit 

dem Einkommen der Ehepartner gemeinsam zu wirt-
schaften und finanzielle Mehrbelastungen auszuglei-
chen. Es bedürfe deshalb einer besonderen Vereinba-
rung, wenn sich ein Ehepartner die Rückforderung der 
mit der Wahl der Steuerklasse V verbundenen steuerli-
chen Mehrbelastung für den Fall der Trennung vorbehal-
ten will. Eine solche Vereinbarung sei in Seite 2 von 2 
Versand am 31.01.2020 Anlage OLG-Urteil: Seite 3 bis 
10 dem entschiedenen Fall nicht ersichtlich gewesen. 
Deshalb habe die Zustimmung zur Zusammenveranla-
gung nicht von einem Ausgleich der im Falle der gemein-
samen Veranlagung bestehen bleibenden steuerlichen 
Mehrbelastung abhängig gemacht werden können.  
 
Die Entscheidung ist rechtskräftig.“ 
 
 
10.4.2020 
 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktualität 
und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


